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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Anfang September erklärte Bundesrätin Micheline Calmy-Rey ihren Rücktritt. Sie
betonte, dass sie sich während zwei vollen Legislaturen für das Wohl der
Eidgenossenschaft eingesetzt und dabei insbesondere Wert auf die Beziehungen der
Schweiz zur EU, die Entwicklung der Aussenpolitik und die Funktion der Schweiz als
Vermittlerin in der Friedenspolitik gelegt habe. Auch wenn es in der Schweiz keinen
Konsens zur Aussenpolitik gäbe, so müssten die Interessen der Schweiz auch zukünftig
mit einer aktiven Präsenz auf internationaler Ebene gewahrt werden. Als eine der
letzten Amtshandlungen präsentierte die scheidende Magistratin in der Wintersession
die Jahresziele des Bundesrates für 2012 (11.9005). Der Rücktritt per Ende der 48.
Legislaturperiode war erwartet worden, da Calmy-Rey bei den Rücktritten von Moritz
Leuenberger und Hans-Rudolf Merz im Jahr 2010 leisen Missmut gegen Rücktritte im
Verlauf einer Legislatur bekundet hatte. Die Würdigungen der Genfer Bundesrätin
waren durchmischt. Die Kritiker warfen ihr auf der einen Seite Selbstprofilierung und
Mediendrang vor, hoben etwa den Kopftuchauftritt im Iran oder verschiedene
medienwirksame Vorstösse ohne Ergebnisse hervor. Auf der anderen Seite wurde
gerade die frische, medial unterstützte und aktive Aussenpolitik gelobt. Ihre
Überzeugung, dass die Schweiz nur internationalen Einfluss habe, wenn sich das Land
aktiv und öffentlich sichtbar positioniere, sowie das pragmatische Vorgehen in der EU-
Politik brachten Calmy-Rey von links und rechts Anerkennung. Hervorgehoben wurde
zudem ihre Standfestigkeit und Willensstärke, die sie aber auch als Einzelgängerin und
weniger als Teamplayerin hätten funktionieren lassen. 1

ANDERES
DATUM: 07.09.2011
MARC BÜHLMANN

Nicht nur Wirtschaftskader geraten ob ihrer Entlohnung in die Medien, sondern in
schöner Regelmässigkeit auch immer wieder die Bundesrätinnen und Bundesräte. Laut
der Bundesinformationsseite ch.ch verdiente ein Mitglied der Landesregierung im Jahr
2015 rund CHF 445'000 zuzüglich etwa CHF 30'000 Spesenentschädigung. Das
Präsidialamt wird mit zusätzlichen CHF 12'000 pro Jahr entschädigt. Zu diskutieren
gaben allerdings nicht die im Vergleich zur Privatwirtschaft eher geringen Saläre der
aktiven Bundesrätinnen und Bundesräte als vielmehr die Ruhegehälter der ehemaligen
Magistratinnen und Magistrate. Diese erhalten in der Regel die Hälfte des Lohnes, den
sie während ihrer Amtszeit bezogen hatten. Voraussetzung ist allerdings, dass die
Amtszeit mindestens vier Jahre betragen hat. War dies nicht der Fall oder ist ein
ehemaliges Regierungsmitglied weiterhin arbeitstätig, wird das Ruhegehalt gekürzt -
insbesondere dürfen das Einkommen aus Erwerbstätigkeit und die Pension zusammen
den Lohn während der Amtszeit nicht übersteigen. Auch die Witwen ehemaliger
Bundesräte erhalten eine Entschädigung, die in etwa ein Viertel des Lohnes des
Verstorbenen ausmacht. Diese seit 1919 geltende Regel war nach der Nicht-Bestätigung
von Ruth Metzler in Anbetracht des jungen Alters der CVP-Magistratin virulent
diskutiert worden. Auch Parlamentarier stiessen sich damals am Umstand, dass die
junge Ex-Magistratin während langer Zeit ein Ruhegehalt beziehen würde. Metzler gab
damals ihren Verzicht auf die Rente bekannt. Mediale und parlamentarische
Auseinandersetzungen zum Thema Ruhegehalt löste auch die Bekanntgabe von alt-
Bundesrat Moritz Leuenberger aus, dass dieser bei der Implenia ein
Verwaltungsratsmandat übernommen hatte. 2015 störte sich der Blick am Umstand,
dass Alt-Bundesrat Kaspar Villiger trotz eines mehrere Millionen umfassenden
Vermögens das volle Ruhestandsgehalt erhielt. Die Weltwoche berichtete über den
Versuch der Bundeskanzlerin Corina Casanova, Licht ins Dunkel der Ruhegehälter zu
bringen. Wer genau wie viel Ruhegehalt bezieht, ist nämlich ein gut gehütetes
Geheimnis und es werden lediglich die Gesamtsumme und die Anzahl Renten öffentlich
gemacht – laut Weltwoche bezogen 2014 fünfzehn ehemalige Bundesräte, drei
ehemalige Bundeskanzler sowie vier Witwen insgesamt CHF 4,4 Mio. Ruhegehalt. Unklar
bleibt somit zum Beispiel, ob Ruth Metzler, Joseph Deiss oder Christoph Blocher nach
wie vor auf ihre Rente verzichten, wie sie dies in der Presse verlauten liessen. Laut
Weltwoche prallte die Bundeskanzlerin mit ihrem Begehren, das sie mit immer
zahlreicher werdenden Anfragen seitens der Medien begründete, an einer Mauer des
Schweigens ab: Die angefragten ehemaligen Mandatsträgerinnen und Mandatsträger
möchten Anonymität in Sachen Ruhegelder bewahren – so das Fazit des

ANDERES
DATUM: 18.06.2015
MARC BÜHLMANN
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Wochenblattes. 2

Anfang November 2018 beschloss die SPK-NR eine parlamentarische Initiative
einzureichen, mit der eine gesetzliche Grundlage für eine Karenzfrist für ehemalige
Regierungsmitglieder geschaffen werden soll. Ehemalige Bundesrätinnen und
Bundesräte sollen für eine zu bestimmende Zeitspanne keine bezahlten Mandate in
Unternehmen annehmen dürfen, die in Beziehung zu deren ehemaligem Departement
stehen; die also beispielsweise von Aufträgen des Bundes oder bundesnaher Betriebe
profitiert haben. Ein ähnliches Anliegen – damals unter dem Namen «Lex Leuenberger»
behandelt – war vor ein paar Jahren abgelehnt worden. Der ehemalige SP-Bundesrat
hatte bei der Baufirma Implenia ein Verwaltungsratsmandat angenommen. Dies war
damals auf Kritik gestossen, weil Implenia einige Aufträge des UVEK erhalten hatte, dem
Leuenberger bis zu seinem Rücktritt vorstand.
Die SPK-SR wollte – wie schon bei der Lex Leuenberger – nichts von einer solchen
Karenzfrist wissen. Mit 8 zu 3 Stimmen bei 2 Enthaltungen befand sie, dass es den
ehemaligen Regierungsmitgliedern zu überlassen sei, wann sie welche Mandate
übernehmen wollten. Da die SPK-NR ihrer eigenen parlamentarischen Initiative im April
2019 allerdings Folge gab, gelangt das Anliegen in die Räte. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.04.2019
MARC BÜHLMANN

Anfang 2019 erschien das von Urs Altermatt verfasste, neu aufgelegte und aktualisierte
Bundesratslexikon, das die Portraits aller 9 Bundesrätinnen und 110 Bundesräte seit
1848 umfasst. Die erste Ausgabe stammte von 1991 und hatte sich rasch als
Standardwerk etabliert. Die stark überarbeitete, 760 Seiten starke Neuauflage umfasste
auch die Beschreibungen der 20 zusätzlichen Magistratinnen und Magistraten, die seit
1991 aus der Regierung ausgeschieden oder neu in die Landesregierung gewählt worden
waren. Rund 80 Autorinnen und Autoren verfassten die immer gleich strukturierten
Biographien. Die Medien hatten für das neue Werk viel Lob übrig, diskutierten es aber
durchaus auch kritisch: Es stelle sich vor allem die Frage, ob die Leistungen der erst
kürzlich ausgeschiedenen Magistratspersonen nach so kurzer Zeit überhaupt gewürdigt
werden könnten. 
In der Tat führte der Beitrag über Moritz Leuenberger zu einiger Unruhe. Der ehemalige
SP-Bundesrat selber bezeichnete einige Angaben in seinem Porträt als «kreuzfalsch»
und als «gravierende Falschbehauptung». Die Sonntagszeitung wusste zu berichten,
dass der Verfasser des umstrittenen Porträts, Felix E. Müller, schon in der NZZ am
Sonntag, bei der er Chefredaktor gewesen war, jeweils sehr kritisch über den Zürcher
Bundesrat berichtet habe. Leuenberger kritisierte, dass Müller ihn weder kontaktiert
noch ihm den Text vor Drucklegung vorgelegt habe. Um eine Einigung zu erlangen,
stoppte der Verlag den Vertrieb des Lexikons. Nachdem Leuenberger gar mit
Einstampfen des Buches per Gerichtsbeschluss gedroht hatte, kam es dann im
September 2019 zu einer Einigung. Dem Buch wurde fortan ein Einlageblatt mit
Richtigstellungen beigelegt, das zudem an alle Bibliotheken und kantonalen
Staatskanzleien verteilt wurde. 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 10.09.2019
MARC BÜHLMANN

Nach dem Rücktritt von Doris Leuthard aus dem Bundesrat wurden erneut Diskussionen
laut, ob und wann ein ehemaliges Regierungsmitglied Verwaltungsratsmandate
annehmen darf. Bereits nach dem Rücktritt von Moritz Leuenberger waren im
Parlament Karenzfristen diskutiert, aber jeweils als nicht opportun betrachtet worden
(vgl. Pa.Iv. 10.511 und Pa.Iv. 18.463). Als heikel gilt die Übernahme von Mandaten in
Bereichen, in denen ein Regierungsmitglied im Rahmen seiner bundesrätlichen
Tätigkeit Kontakte pflegte. Stein des Anstosses der so genannten «Lex Leuenberger»,
die mit einer der beiden parlamentarischen Initiativen hätte eingeführt werden sollen,
war, dass der Ex-Magistrat sich als ehemaliger Vorsteher des UVEK in den
Verwaltungsrat des Baukonzerns Implenia wählen liess, eines Unternehmens also, das
Bundesaufträge ausführt. 
Die zweite Karriere nach dem Bundesrat begann für Doris Leuthard, die vor ihrem
Rücktritt ebenfalls dem UVEK vorgestanden hatte, mit zwei insofern eher
unbedenklichen, wenn auch sehr rasch nach dem Rücktritt angenommenen Mandaten
bei Coop und Bell Food. Zu reden gab dann aber vor allem ihre Ende November 2019
gemachte Ankündigung, per April 2020 für ein Verwaltungsratsmandat für Stadler Rail
kandidieren zu wollen. In den meisten Kommentaren wurde diese fast eineinhalbjährige
Karenzfrist als genügend lange betrachtet. Die Wirtschaft brauche Altbundesräte,
genauso wie die Politik von der Sichtweise von Topmanagern profitieren würde,
kommentierte etwa die NZZ. Eine 56-jährige Frau mit viel Wissen und Erfahrung solle

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.11.2019
MARC BÜHLMANN

01.01.90 - 01.01.20 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



dieses in ein Unternehmen einbringen dürfen, urteilte die Aargauer Zeitung; eine
«zweite Berufskarriere» müsse möglich sein. Der Tages-Anzeiger bezeichnete den
Entscheid Leuthards hingegen als «irritierend», es fehle der ehemaligen Magistratin
«an der nötigen Sensibilität». Auch aus der Politik wurde Kritik laut: Balthasar Glättli
(gp, ZH) dachte im Tages-Anzeiger laut über einen neuerlichen Vorstoss nach und
Barbara Steinemann (svp, ZH) sprach in der gleichen Zeitung von einem «unschönen
Wechsel» und mangelndem «Fingerspitzengefühl». Der Chef der Stadler Rail, der
ehemalige Nationalrat Peter Spuhler, gab im Sonntagsblick zu Protokoll, dass das
Mandat von Doris Leuthard «zum Wohle des Steuerzahlers» sei. Die CHF 90'000
Honorar für das Verwaltungsratsmandat werde von ihrer Bundesratspension abgezogen.
Es sei sinnvoller, wenn Bundesrätinnen und Bundesräte sich für den Werkplatz Schweiz
einsetzen würden, statt einfach ihre Pension zu erhalten. 5

Eine Folge der eidgenössischen Wahlen 2019, die einen massiven Wahlgewinn der
Grünen und eine Niederlage der Polparteien mit sich gebracht hatten, waren die
virulenten Diskussionen um die Zusammensetzung und die Bestellung des Bundesrats.
Auf der einen Seite wurde eine neue Zauberformel gefordert. Das Parlament müsse bei
der Bestellung der Regierung rascher auf Veränderungen reagieren können. Auf der
anderen Seite wurden Reformen gefordert, die eine Erhöhung der Zahl der
Regierungsmitglieder, Koalitionsverhandlungen oder einen eigentlichen Systemwechsel
weg von der Konkordanzidee vorsahen.  

Die Zauberformel, die 1959 mit der Idee eingeführt worden war, dass die drei grössten
Parteien je zwei und die viertgrösste Partei einen Sitz erhalten soll, wurde durch die
aktuellen Wahlresultate gleich mehrfach in Frage gestellt. Jahrzehntelang passte die
Formel gut zu den Kräfteverhältnissen, weil die FDP, die CVP und die SP bei den
Nationalratswahlen jeweils mehr als 20 Prozent Wähleranteile hinter sich wussten und
die SVP auf jeweils etwas mehr als zehn Prozent zählen konnte. Eine erste Verschiebung
der Kräfteverhältnisse führte 2003 zu einem Sitzwechsel von der CVP zur SVP. Nach
einer durch die Nichtbestätigung von Christoph Blocher 2007 beginnenden
Übergangsphase, während der CVP, SVP und BDP je einen Sitz hatten, kehrte man mit
der Wahl von Guy Parmelin im  Jahr 2015 wieder zu dieser 2-2-2-1-Verteilung zurück –
neu mit der CVP als Juniorpartner. War diese Verteilung freilich schon 2015
hinterfragbar, geriet sie 2019 vollends in die Kritik, weil mit der SVP nur noch eine Partei
über 20 Prozent Wähleranteil verfügte (25.6%), aber vier Parteien neu über 10 Prozent
lagen: Die SP mit 16.8 Prozent, die FDP mit 15.1 Prozent, die Grünen mit 13.2 Prozent
und die CVP mit 11.4 Prozent. Diese Verteilung liess Raum für zahlreiche Rechenspiele,
die in den Medien für viel Gesprächsstoff sorgten und die Diskussionen im Vorfeld der
Bundesratswahlen anheizten.

Eine neue Zauberformel wurde natürlich insbesondere von den Gewinnerinnen und
Gewinnern der eidgenössischen Wahlen 2019 gefordert. Die Frage war freilich, auf
wessen Kosten die Grünen einen Bundesratssitz erhalten sollten. Wahlweise
vorgeschlagen wurde, dass die CVP als neu kleinste Partei verzichten müsse. Aber auch
die FDP und die SP hätten eigentlich – je nach Berechnung – keinen Anspruch auf zwei
Sitze. Die GP selber forderte – unterstützt von der SP – den Sitz von FDP-Bundesrat
Ignazio Cassis. Mediale Aufmerksamkeit erhielt ein Vorschlag von Christoph Blocher,
der eine Proporz-Zusammensetzung vorschlug, die der SVP zwei Sitze und allen
anderen Parteien inklusive der GLP (die bei den Wahlen auf 7.8% Wähleranteil
gewachsen war) je einen Sitz zugestand. Freilich wurde in der Diskussion auch die Frage
laut, ob für die Berechnung der Zusammensetzung lediglich die Wählerprozente, also
nur die Zusammensetzung des Nationalrats, oder nicht vielmehr die Sitzverteilung in
National- und Ständerat herangezogen werden müssten. Auf der Basis der totalen
Anzahl Sitze aus beiden Kammern wäre die CVP (total 38 Sitze) wiederum stärker als die
GP (total 33 Sitze), was für den Status Quo sprechen würde.
Eine Erweiterung der Diskussion wurde durch die Überlegung geschaffen, nicht
Parteien, sondern Blöcke zu betrachten. Die NZZ schlug vor, den Polen – bestehend aus
SVP auf der einen und SP zusammen mit den Grünen auf der anderen Seite – je zwei
Sitze und den Parteien in der Mitte (FDP, CVP und allenfalls GLP) drei Sitze
zuzusprechen. Wenn die Grünen einen Sitz erhielten und die SP ihre beiden Sitze
behalten würde, dann wäre das linke Lager, das kumuliert auf rund 30 Prozent
Wählerstärke komme, stark übervertreten, so die Argumentation der NZZ. 

Als Problem für eine flexiblere Gestaltung der Regierungszusammensetzung wurde
zudem die variable Amtszeit der Bundesrätinnen und Bundesräte ausgemacht. Würde
die Amtszeit eines Regierungsmitglieds auf acht Jahre fixiert – inklusive der

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2019
MARC BÜHLMANN
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Verpflichtung, nicht freiwillig vor Ablauf dieser Zeit zurückzutreten – ergäben sich bei
jeder Gesamterneuerungswahl Vakanzen, die eine Neuausrichtung der parteipolitischen
Zusammensetzung des Bundesrats vereinfachen würden, schlug CVP-Parteipräsident
Gerhard Pfister (cvp, ZG) als weitere – schon etwas ältere – Idee vor.

Ein weiteres, medial diskutiertes Problem der starren 2-2-2-1-Zauberformel war die
Repräsentativität des Bundesrats. Wurden 1959 durch die vier Regierungsparteien
noch 85 Prozent der Wählerschaft (gemessen anhand der Wählerprozente bei den
Nationalratswahlen) repräsentiert, sank dieser Wert aufgrund der zunehmenden
Volatilität, aber auch aufgrund der Ausdifferenzierung des Parteiensystems 2019
erstmals unter 70 Prozent (68.9%). Die «formule magique» verliere ihre Magie, urteilte
die Zeitung Le Temps auf Basis dieser Zahlen. In der Regierung müsse sich der Wille der
Wählenden unmittelbar niederschlagen; wer fordere, dass die Grünen ihren Wahlerfolg
in vier Jahren noch einmal bestätigen müssten, um einen Anspruch auf Einbindung in
die Regierung zu haben, sei deshalb «ein schlechter Demokrat», urteilte der Tages-
Anzeiger. Letztlich seien es «nicht die Wahlprozente, sondern die Mandatsträger im
National- und im Ständerat», welche über die Regierungszusammensetzung
entschieden. Dies sei «die eigentliche Machtarithmetik der Bundesratswahlen»,
kommentierte der emeritierte Historiker Urs Altermatt in der NZZ.  

Als Alternative zu einer neuen Zauberformel und als Möglichkeit einer besseren
Repräsentation wurde eine weitere alte Idee hervorgekramt: die Erhöhung der Zahl der
Regierungsmitglieder auf neun. Zwar waren in der Vergangenheit zahlreiche Vorstösse
für eine Umsetzung dieser Idee gescheitert – etwa im Rahmen der Staatsleitungs- und
Regierungsreform zu Beginn des Jahrtausends, aber auch bei Debatten zu einzelnen
Reformvorschlägen –, die elf Prozent Wähleranteil, die rein arithmetisch bei neun
Sitzen für einen Bundesratssitz reichen würden, würden aber ermöglichen, dass die
Grünen einen Sitz erhielten, ohne dass die CVP einen Sitz abgeben müsste, so ein
Argument in der Aargauer Zeitung. Insbesondere Christian Levrat (sp, FR) machte sich
in den Medien für die Erhöhung der Anzahl Regierungsmitglieder stark. Damit könne
nicht nur dem Anspruch der Grünen genüge getan werden, so der SP-Parteipräsident,
sondern es sei auch nicht mehr zeitgemäss, lediglich sieben Minister zu haben. Dies sei
weltweit fast einmalig wenig.  

Weitere Vorschläge stellten die Idee der Konkordanz grundsätzlich in Frage. Nicht die
wichtigsten Kräfte sollten in der Regierung vertreten sein, stattdessen müsse man ein
Oppositionssystem einführen, in welchem wahlweise eine Mitte-Rechts- oder eine
Mitte-Links-Regierung einer linken oder rechten Opposition gegenüberstehe, so ein
Vorschlag im Tages-Anzeiger. Auch die Idee, dass Parteien mit programmatischen
Koalitionsvorschlägen für die Regierung kandidieren könnten, würde das bestehende
Konkordanzsystem verändern. Man müsse aber in der Tat mehr über politische Inhalte
als bloss über Formeln sprechen, forderte die Aargauer Zeitung. 

Man komme wohl in Zukunft nicht darum herum, die Regierungszusammensetzung nach
jeden Gesamterneuerungswahlen neu zu diskutieren, folgerte der Tages-Anzeiger.
Freilich steht die Konkordanz und die Zusammensetzung der Regierung schon seit
einigen Jahren und stets bei Bundesratswahlen zur Diskussion, nur um dann für die
nächsten vier Jahre wieder aus dem Fokus der Medien zu verschwinden. Um ebendies
nach den Bundesratswahlen 2019, die hinsichtlich Regierungszusammensetzung trotz
aller Reformdiskussionen den Status Quo zementierten, zu verhindern, schlug Gerhard
Pfister einen «Konkordanzgipfel» vor, wie ihn die Medien betitelten: «Wir müssen die
Zauberformel im Bundesrat, die Konkordanz in der Landesregierung, neu erfinden»,
gab Pfister im Sonntags-Blick zu Protokoll. Es gehöre zum Schweizer System, dass man
gemeinsam nach Lösungen suche, begrüsste GLP-Parteipräsident Jürg Grossen (glp, BE)
die Initiative der CVP. Alle Parteien waren sich einig, dass die Regeln den zunehmend
volatiler werdenden Wahlresultaten angepasst werden müssen. Wie diese Anpassung
auszusehen hat, blieb hingegen naturgemäss umstritten. 6
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Regierungspolitik

Die so genannte Lex Leuenberger, eine Karenzfrist für die Übernahme von Mandaten
durch ehemalige Bundesrätinnen und Bundesräte, war zwar in der Zwischenzeit kein
Thema mehr, in einem Interview mit dem Westschweizer Radio RTS plauderte der
ehemalige SP-Bundesrat aber aus dem Nähkästchen. Er sei von seiner Partei
fallengelassen und zu seinem Rücktritt gedrängt worden. Tatsächlich war der Ausstieg
Leuenbergers aus der Exekutive 2010, trotz 15-jähriger Amtszeit, ziemlich überraschend
gekommen. Er habe deshalb wohl "etwas zu nervös" Job-Angebote gesucht und das
Implenia-Mandat angenommen. Es war dieser Einsitz im Verwaltungsrat der Baufirma,
der ursächlich war für die Kritik am ehemaligen Infrastrukturminister sowie für die Idee
einer Lex Leuenberger. Er habe das Amt damals auch deshalb übernommen – so
Leuenberger weiter –, um seine Partei ein wenig zu provozieren. Er habe aber rasch
eingesehen, dass das nicht sehr weise gewesen sei und deshalb sein
Verwaltungsratsmandat nach zwei Jahren wieder abgegeben. 7

ANDERES
DATUM: 21.07.2015
MARC BÜHLMANN
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Lib, 10.12.19; NZZ, WW, 12.12.19; SoZ, 15.12.19; AZ, 19.12.19; TA, 7.1.20; WW, 9.1.20
7) NZZ, 23.7.15; Blick, 24.7., 25.7.15
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